Die Freizugigkeitsgrunde und der

Anspruch auf Leistungen nach
dem SGB I



‘ GGUA \ = DER PARITATISCHE
— UNSER SPITZENVERBAND

Projekt Q — Biiro fiuir Qualifizierung der Fllichtlings-
und Migrationsberatung

GGUA-Fluchtlingshilfe e.V.
Claudius Voigt

Sudstr. 46

48153 Munster
0251-14486-26
Voigt@ggua.de
www.einwanderer.net



Diese Prasentation (inkl.
Hyperlinks) findet sich auch unter:

- ., Was machen wir?“ - Seminare




Angela Merkel

"Die EU ist keine Sozialunion.”




Norbert Mappes-Niediek

,Wer meint, er kbnne die Bewohner
stdosteuropaischer Elendsviertel durch Versagung
von Sozialleistungen von der Emigration abhalten,
kriegt exakt das, was er vermeiden méchte: Slums,
Probleme, Kriminalitat. Wer nicht in eine
Sozialwohnung darf, baut sich eben eine Papphdlitte
am Bahndamm, und wer kein Hartz |V bekommit,
muss betteln oder stehlen.

So schlecht, dass die Armen lieber zu Hause
bleiben, kbnnen wir die Bedingungen gar nicht
gestalten. Auch das bertiihmte ,Schliel3en der
Grenzen” wird nicht funktionieren. Zwischen
Ruménien und Deutschland liegt kein Mittelmeer, in
dem man ertrinken kann. Wer die Grenzen schliel3t,
kriegt eine Schlepperindustrie, und wer den
Zuwanderern das Freizligigkeitsrecht entzieht,
bekommt die gleiche Zahl an lllegalen.” 5




Prof. Thorsten Kingreen

b

,Sozialrechtliche Zugehdérigkeit emanzipiert sich
von den formalen staatsrechtlichen Kategorien,
die fur die Frage, was ein Mensch fur die
Sicherung seiner Existenz bendtigt, ohnehin
niemals Bedeutung hatten. Normen, die
Auslander beim Bezug existenzsichernder

e | eistungen gleichwohl nach wie vor gegentiber
Inlandern benachteiligen, sind allenfalls noch
Ausdruck symbolischer Sozialpolitik, die
suggeriert, man kbnne das Sozialsystem durch
Leistungsbeschrankungen zu Lasten einzelner
gesellschaftlicher Gruppen sanieren. Als Signal
an die Betroffenen, nicht dazuzugehoren, ist sie

integrationspolitisch indes eher kontraproduktiv.”
6




Aktuell

Fall ,,Dano® ( )

Frau Dano ist alleinerziehend und lebt seit 2010 mit ihrem
kleinen Sohn in Leipzig. Sie verfugt uber keinen
Schulabschluss und hat auch noch nie gearbeitet. Nach
Ansicht des Sozialgerichts Leipzig hat sie keine Aussicht
auf erfolgreiche Arbeitsuche. Ihr Hartz-1V-Antrag wurde
wiederholt abgelehnt; sie lebt bei inrer Schwester vom
Kindergeld und vom Unterhaltsvorschuss. Sie ist nicht

Krankenversichert.
-Hat sie Anspruch auf Hartz |V?



http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=139810&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=566714

STIMPMUNG WETTER JETZLT TESTEN BILD.SHOP COMMUNITY I

= 1 = =

-
DRESDEN

# BilDplus NEWS POLITIK GELD UNTERHALTUNG SPORT BUNDESLIGA LIFESTYLE RATGEBER REISE AUTO DIGITAL SPIELE REGIO VIDE

14.11.2014 - 08:58 UHR HOME : GELD : WIRTSCHAFT » HARTZ IV : EUROPAISCHE GERICHTSHOF: ZUWANDERER HABEN KEINEN ANSPRUCH AUF HARTZ IV

EUROPAISCHER GERICHTSHOF

Zuwanderer haben keinen
Anspruch auf Hartz IV



http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=139810&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=566714

Entscheidung des EuGH

Fall ,,Dano® ( )

Der EuGH hat entschieden, dass Unionsburger _innen, die
als Nichtwerwerbstatige, die faktisch keine Arbeit suchen
und / oder keine realistische Aussicht auf Erfolg bei der
Arbeitsuche haben, nicht dem
Gleichbehandlungsgrundsatz des Unionsrechts
unterliegen. Daher durfen sie — nach EU-Recht — von
Sozialleistungen ausgeschlossen werden, wenn sie nicht
Uuber ausreichende Existenzmittel verfugen.

Diese Entscheidung gilt jedoch nicht fur Personen mit
einem Freizugigkeitsrecht zur Arbeitsuche!


http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=139810&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=566714

Die geklarten Fragen

Fall ,,Brey“ ( )

Herr und Frau Brey sind deutsche Staatsangehorige und leben seit einiger Zeit
in Osterreich als Rentner. Da die Rente nicht ausreicht, haben sie erganzend
Leistungen beantragt, die der deutschen Grundsicherung im Alter entsprechen.
Osterreich hat diese abgelehnt, da sie nicht uber einen rechtmaldigen Aufenthalt
verfugen wurden, denn sie verfugten ja als Nicht-Erwerbstatige nun einmal nicht
uber ausreichende Existenzmittel, wie sie durch ihren Leistungsantrag bewiesen
hatten.

Der EuGH hat festgestellt, dass ein solcher pauschaler und
automatischer Ausschluss sogar fur Nicht-Erwerbstatige
europarechtswidrig ist. Auch in diesem Fall muss immer eine
Einzelfallentscheidung erfolgen, die den Grundsatz der
VerhaltnismaRigkeit berucksichtigt. Zu prufen ist zudem, wie sich ein
Leistungsbezug auf die nationalen Sozialhilfesysteme auswirken
wurden, und ob es sich um eine ,,unangemessene“ Inanspruchnahme
von Sozialhilfeleistungen handelt.
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http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=141762&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1

Die umstrittenen Fragen

Fall ,,Alimanovic* ( )

Eine schwedische Familie lebt seit einigen Jahren in Berlin. Die
alleinerziehende Mutter und die alteste Tochter waren mehrmals in
kurzeren Beschaftigungsverhaltnissen und Arbeitsgelegenheiten
tatig. Die Arbeitsuche ist nun seit einem Jahr erfolglos. Das
Jobcenter stellte die Leistungen ein, da nun nur noch ein
Aufenthaltsrecht zur Arbeitsuche bestehe.

Ist der pauschale und nicht differenzierende
Leistungsausschluss des SGB Il fur arbeitsuchende
Unionsburger auch auf Personen anzuwenden, die bereits
eine tatsachliche Verbindung zum deutschen Arbeitsmarkt
aufgebaut haben?

Ist ein Aufenthalt zur Arbeitsuche dem Aufenthalt als
Arbeitnehmer gleichzusetzen? y


http://curia.europa.eu/juris/fiche.jsf?id=C;67;14;RP;1;P;1;C2014/0067/P&lgrec=de&language=de
http://curia.europa.eu/juris/fiche.jsf?id=C;67;14;RP;1;P;1;C2014/0067/P&lgrec=de&language=de
http://curia.europa.eu/juris/fiche.jsf?id=C;67;14;RP;1;P;1;C2014/0067/P&lgrec=de&language=de

Dreimonatiges voraussetzungsloses
Aufenthaltsrecht

= Leistungsausschluss in den ersten drei

Monaten gem. § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB Il fur
Auslander

= Leistungsausschluss gilt nicht fur
— Arbeitnehmer oder Selbststandige
— Unfreiwillig arbeitslos Gewordene
— Deren Familienangehorige



3 Recht auf Aufenthalt fur mehr als

drei Monate
- Gebunden an bestimmte Aufenthaltszwecke




N2\ 2N R~

:> Recht auf Aufenthalt

Zum Zweck der Arbeitsuche

Als Arbeitnehmer oder fur betriebliche Ausbildung
Als selbststandig Erwerbstatiger

Als Nicht-Erwerbstatiger / wirtschaftlich inaktiver

Als Familienangehoriger einer der oben
genannten Gruppen




\ 20 20 228

Recht auf Aufenthalt

Zum Zweck der Arbeitsuche
Keine automatische zeitliche Obergrenze
Das Recht besteht i. d. R fur sechs Monate

Daruber hinaus, wenn nachgewiesen werden
kann, dass weiterhin und mit begrundeter Aussicht
auf Erfolg Arbeit gesucht wird

- Wichtig fur die Praxis:

Bewerbungen, Stellenrecherche usw.
dokumentieren!



Recht auf Aufenthalt

1. Zum Zweck der Arbeitsuche

- Ausreichende Existenzmittel und
Krankenversicherungsschutz sind keine
Voraussetzung.

- Der Bezug von Sozialhilfeleistungen steht dem
Aufenthaltsrecht nicht entgegen.

- Eine ,administrative Ausweisung” darf ,auf keinen
Fall“ erfolgen, auRer aus Grinden der Offentlichen
Sicherheit oder Ordnung (Art. 14 UnionsRL)

- Leistungsanspruch SGB Il ist umstritten
(§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB Il)




:> Recht auf Aufenthalt

2. Als Arbeitnehmer oder zur (betrieblichen)
Berufsausbildung

- Als ,Arbeithnehmer’ ist jeder anzusehen, der eine
tatsachliche und echte Tatigkeit ausubt, wobei
Tatigkeiten aulder Betracht bleiben, die einen so
geringen Umfang haben, dass sie sich als vollig

untergeordnet und unwesentlich darstellen.




Recht auf Aufenthalt

Als Arbeitnehmer oder zur (betrieblichen)
Berufsausbildung

- Eine Mindesteinkommensgrenze oder
Mindeststundenzahl sind nicht vorgesehen. Laut
EUGH konnen 5,5 Wochenstunden ausreichend
sein. Laut BVerwG kann ein Monatseinkommen
von 165-175 Euro ausreichend sein. Laut BSG
kann ein Einkommen von 100 € ausreichend sein.

- EUGH-Urteil Genc, C-14/09,
BVerwG, 19.4.2012, 1 C 10.11;
BSG, Urteil vom 19.10.2010, B 14 AS 23/10 R)).



http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=74927&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=206543
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=74927&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=206543
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=74927&pageIndex=0&doclang=de&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=206543
http://www.bverwg.de/entscheidungen/entscheidung.php?ent=190412U1C10.11.0
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=137833

Recht auf Aufenthalt

Als Arbeitnehmer oder zur (betrieblichen)
Berufsausbildung

- Existenzsicherung und
Krankenversicherungsschutz sind keine
Voraussetzungen

- Leistungsanspruch SGB |l besteht
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:> Recht auf Aufenthalt

Als Arbeitnehmer oder zur (betrieblichen)

Berufsausbildung

Arbeithehmer aus Kroatien und ihre
Familienangehorigen benotigen fur die Ausubung
einer Beschaftigung zunachst bis zum 30.6.2015,
langstens bis zum 30.6.2020, eine
Arbeitserlaubnis-EU (nachrangiger
Arbeitsmarktzugang!)



Recht auf Aufenthalt

Als Arbeitnehmer oder zur (betrieblichen)

9

9

Berufsausbildung

Status als Arbeitnehmer bleibt fur sechs Monate
erhalten bei unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach
weniger als einem Jahr Beschaftigung

Status als Arbeitnehmer bleibt auch langer
erhalten bei Arbeitsplatzverlust in Folge von
Krankheit oder Unfall

Status als Arbeitnehmer bleibt dauerhaft erhalten
bei unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach mehr als
einem Jahr Beschaftigung

Unfreiwilligkeit wird durch die Agentur fur Arbeit
bescheinigt. Bis zur Bescheinigung gilt die
Arbeitslosigkeit als unfreiwillig. (Allgem.
Verwaltungsvorschrift zum FreizugG; 2.3.1.2).



http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm

Recht auf Aufenthalt

Beispiel:

9

Frau Saint-Prix hat einige Monate gearbeitet Nun
unterbricht sie die Arbeit, da sie drei Monate vor
der Entbindung steht, und nimmt die Arbeit erst
drei Monate nach der Geburt wieder auf.

EuGH Urteil vom 19.06.2014 - C-507/12, Saint
Prix gg. United Kingdom



http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10

Recht auf Aufenthalt

Beispiel:

9

“Art. 45 AEUV ist dahin auszulegen, dass eine
Frau, die ihre Erwerbstatigkeit oder Arbeitsuche
wegen der korperlichen Belastungen im
Spatstadium ihrer Schwangerschaft und nach der
Geburt des Kindes aufqibt, die
"Arbeithehmereigenschaft" im Sinne dieser
Vorschrift behalt, sofern sie innerhalb eines
angemessenen Zeitraums nach der Geburt ihres
Kindes ihre Beschaftigung wieder aufnimmt oder
eine andere Stelle findet.“! (Amtlicher Leitsatz)



http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10
http://www.asyl.net/index.php?id=114&no_cache=1&tx_ttnews[tt_news]=51067&tx_ttnews[backPid]=10

:> Recht auf Aufenthalt

3. Selbststandige Erwerbstatige

- ,Eine wirtschaftliche Tatigkeit muss tatsachlich
und auf unbestimmte Zeit mittels einer festen
Einrichtung ausgeubt werden. Der formelle Akt der
Registrierung ist nicht ausreichend.”

(BSG, 19.10.2010, B 14 AS 23/10R)

- Existenzsicherung und
Krankenversicherungsschutz sind keine
Voraussetzung

Leistungsanspruch SGB |l besteht



https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=137833

:> Recht auf Aufenthalt

Selbststandige Erwerbstatige

= Status als Selbststandiger bleibt fur sechs Monate
erhalten bei unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach
weniger als einem Jahr Selbststandigkeit (ergibt
sich aus Art. 7 Abs. 3 ¢) UnionsRL)

- Status als Selbststandiger bleibt auch langer
erhalten bei unfreiwilliger Arbeitslosigkeit in Folge
von Krankheit oder Unfall

- Status als Selbststandiger bleibt dauerhaft
erhalten bei unfreiwilliger Arbeitslosigkeit nach
mehr als einem Jahr Selbststandigkeit



http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/gesetzetexte/Unionsbuergerrichtlinie.pdf

:> Recht auf Aufenthalt

Beispiel:

= Herr K. hat sich selbststandig gemacht als
Raumpfleger. Er hat nur einen Auftraggeber, der
Ihm die Arbeitszeiten vorschreibt und die
Arbeitsmittel zur Verfugung stellt. Daher stellt die
Auslanderbehorde und das Jobcenter fest: ,Es
handelt sich um eine Scheinselbststandigkeit. Sie
sind nicht freizugigkeitsberechtigt als
Selbststandiger und erhalten kein erganzendes
Hartz IV.”

Zurecht?




Recht auf Aufenthalt

4.

Nicht-Erwerbstatige

Z. B. Rentner, Studierende, Personen, die keine
Arbeit suchen oder objektiv keine Aussicht mehr
haben, Arbeit zu finden

Nur fur diese Gruppe und ihre
Familienangehorigen sind ausreichende
Existenzmittel und Krankenversicherungsschutz
erforderlich (§ 4 FreizugG)

SGB Il / XlI-Berechtigung besteht (umstritten!),
ihre Inanspruchnahme gefahrdet aber unter
Umstanden das Aufenthaltsrecht!

Entscheidung uber den Verlust des
Aufenthaltsrechts hat allein die Auslanderbehorde
Im Rahmen einer Ermessensentscheidung zu
treffen.

Das Aufenthaltsrecht erlischt beim
Sozialleistungsbezug keinesfalls automatisch (Art.
14 UnionsRL)



http://www.gesetze-im-internet.de/freiz_gg_eu_2004/__4.html
http://www.gesetze-im-internet.de/freiz_gg_eu_2004/__4.html
http://www.gesetze-im-internet.de/freiz_gg_eu_2004/__4.html
http://www.gesetze-im-internet.de/freiz_gg_eu_2004/__4.html
http://www.gesetze-im-internet.de/freiz_gg_eu_2004/__4.html
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/gesetzetexte/Unionsbuergerrichtlinie.pdf

Recht auf Aufenthalt

Familienangehorige

Kinder und Enkel unter 21 Jahre, Ehegatten und
eingetragene Lebenspartner

Kinder und Enkel uber 20, Eltern und Grof3eltern,
Stiefkinder und Stiefenkel, Schwiegereltern, wenn
Ihnen vom Unionsburger oder dessen Ehegatten
(teilweise!) Unterhalt geleistet wird (= AVwV
FreizugG 3.2)

Ausreichende Existenzmittel und
Krankenversicherungsschutz als Voraussetzung
nur bei den Familienangehorigen von Nicht-
Erwerbstatigen

Leistungsanspruch SGB |l besteht, aulder bei
Familienangehorigen von nur Arbeitsuchenden



http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm
http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_26102009_MI19371156524.htm

,27Aufenthaltskarte*

Fur Familienangehorige aus Drittstaaten

= i
EN701001V7

RESIDEMCE CARD OF A FAMILY MEMBER OF A UNIOW CITIZEN J




Uberna_hme der Dolmetscher- und
Ubersetzungskosten



HEGA 05/11 - 08 - Inanspruchnahme
von Dolmetscher- und Ubersetzungsdiensten

Bei Erstkontakten (schriftlich und mundlich) sind notwendige
Ubersetzungen bzw. Dolmetscherdienste in jedem Fall von der BA
bzw. dem jeweiligen Jobcenter zu veranlassen und zu erstatten.
Die Kosten fiir Ubersetzungen von Schriftstiicken sowie die Kosten
fur entsprechende Dolmetscherdienste werden in allen Fallen (also
auch bei weiteren Kontakten) von Amts wegen ubernommen.

Dies gilt u.a. flr Staatsangehérigen aus Staaten der EU (...)

- Bundesagentur fur Arbeit:


http://ggua.de/fileadmin/downloads/unionsbuergerInnen/HEGA_05_11-08.docx.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/unionsbuergerInnen/HEGA_05_11-08.docx.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/unionsbuergerInnen/HEGA_05_11-08.docx.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/unionsbuergerInnen/HEGA_05_11-08.docx.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/unionsbuergerInnen/HEGA_05_11-08.docx.pdf

,Die Behorden, Trager und Gerichte eines Mitgliedstaats dlrfen die
bei ihnen eingereichten Antrage oder sonstigen Schriftstiicke nicht
deshalb zurtickweisen, weil sie in einer Amtssprache eines anderen
Mitgliedstaats abgefasst sind, die gemal3 Artikel 290 des Vertrags
als Amtssprache der Organe der Gemeinschaft anerkannt ist.”


http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2004:166:0001:0123:de:PDF

Beispiel Munchen

jobcenter )

nnnnnn


http://muenchen-jobcenter.de/media/2013/08/Merkblatt-bulgarische-Zuwanderer_BG.pdf
http://muenchen-jobcenter.de/media/2013/08/Merkblatt-bulgarische-Zuwanderer_BG.pdf
http://muenchen-jobcenter.de/media/2013/08/Merkblatt-bulgarische-Zuwanderer_BG.pdf
http://muenchen-jobcenter.de/media/2013/08/Merkblatt-bulgarische-Zuwanderer_BG.pdf
http://muenchen-jobcenter.de/media/2013/08/Merkblatt-bulgarische-Zuwanderer_BG.pdf

Zugang zum SGB Il fur
Auslander_innen
(§ 7 SGB )



Ausschluss vom SGB Il innerhalb
der ersten drei Monate



Ausschluss in den ersten drei Monaten

§ 7 Abs. 2 Satz1 Nr. 1 SGB |
Ausgenommen sind

1. Auslanderinnen und Auslander, die weder in der Bundesrepublik
Deutschland Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer oder Selbstandige
noch aufgrund des § 2 Absatz 3 des Freizligigkeitsgesetzes/EU
freizligigkeitsberechtigt sind, und ihre Familienangehdrigen fir die
ersten drei Monate ihres Aufenthalts,

Satz 2 Nummer 1 gilt nicht fir Auslanderinnen und Auslander, die
sich mit einem Aufenthaltstitel nach Kapitel 2 Abschnitt 5 des
Aufenthaltsgesetzes in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten.

36



Frage

Herr L. ist Deutscher und hat eine slowenische
Staatsangehorige geheiratet. Sie ist vor einigen Tagen
nach Deutschland gezogen und hat Leistungen nach

dem SGB Il beantragt.
Hat sie bereits innerhalb der ersten drei Monate einen
Anspruch?

37



Antwort

Aus den Fachlichen Hinweisen der BA zu § 7 SGB |l
(Randnummer 7.5f)

Der Leistungsausschluss nach § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
gilt auch nicht fur Familienangehdrige von Deutschen
(BSG-Urteil vom 30.01.2013, Az: B4 AS 37/12 R).

- Fachliche Hinweise der BAzu § 7 SGB Il
(Randnummer 7.5f)
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http://www.harald-thome.de/media/files/sgb-ii-hinweise/FH-7---20.12.2013.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/sgb-ii-hinweise/FH-7---20.12.2013.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/sgb-ii-hinweise/FH-7---20.12.2013.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/sgb-ii-hinweise/FH-7---20.12.2013.pdf
http://www.harald-thome.de/media/files/sgb-ii-hinweise/FH-7---20.12.2013.pdf

LSG NRW (7. Senat): 4.6.2014:

L 7 AS 587/14 B ER

,Der Senat vertritt daher die Auffassung, dass die starre zeitliche
Regelung des § 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB |l den Grundsatz der
Verhaltnismaldigkeit verletzt (...) und verweist insoweit auf seinen

aktuellen Vorlagebeschluss vom 22.05.2014 (L 7 AS 2136/13). Die
Frage der Europarechtskonformitat des Leistungsausschlusses

nac
die
nac

N § 7/ Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB Il ist daher ebenso ungeklart, wie
~rage der Europarechtskonformitat des Leistungsausschlusses

N§ 7/ Abs. 1 S. 2 Nr. 2 SGB Il. Deshalb waren fur die

Antragstellerin auch in Ansehung des Leistungsausschlusses nach
§ 7/ Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 SGB |l im Rahmen der Folgenabwagung fur

den
des

Zeitraum vom 25.01.2014 bis 31.01.2014 Leistungen in Form
Regelbedarfs zuzusprechen.”
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=170750&s0=unionsb%FCrger&s1=&s2=&words=&sensitive=
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http://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
http://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
http://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
http://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html

Ausschluss in den ersten drei Monaten

Der Ausschluss in den ersten drei Monaten gilt nicht fur:
Arbeitnehmer (Definition siehe oben)
Selbststandige (Definition siehe oben)

Arbeitnehmer und Selbststandige, die ihre Erwerbstatigkeit
unfreiwillig verloren haben (Definition siehe oben)

Und ihre Familienangehorigen

Familienangehorige von Deutschen (BSG, B 4 AS 37/12 R,
30.1.2013)

\ 20 2\ 2\ 2\ 4



http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&nr=12968

Ausschluss vom SGB Il bei einem
Aufenthalt nur zum Zweck der
Arbeitsuche



Ausschluss beim Zweck der Arbeitsuche
L

§ 7 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SGB |
Ausgenommen sind

2. Auslanderinnen und Auslander, deren Aufenthaltsrecht sich
allein aus dem Zweck der Arbeitsuche ergibt, und ihre
Familienangehdrigen,
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Fall

Frau K. ist rumanische Staatsburgerin und lebt seit
einigen Monaten in Deutschland. Sie ist im vierten
Monat schwanger von Herrn J., einem griechischen
Staatsburger, der seit zehn Jahren in Deutschland
gemeldet ist.

Das Jobcenter schreibt, sie habe keinen Anspruch auf
_eistungen, da sie sich nur zur Arbeitsuche in
Deutschland aufhalte.
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Fall

BSG, , 30.1.2013

Der Leistungsausschluss nach § 7 Abs 1 Satz 2 Nr 2 SGB I,
wonach unter Umstanden auch Unionsburger keinen Anspruch
auf Arbeitslosengeld Il haben, wenn sich ihr Aufenthaltsrecht
allein aus dem Zweck der Arbeitsuche ergibt, greift nicht ein.
Unabhangig von der Frage, ob der gesetzlich festgeschriebene
unbegrenzte Ausschluss von Unionsburgern gegen EU-Recht -
insbesondere die VO (EG) Nr 883/2004 - verstol3t und diese VO
hier uberhaupt Anwendung finden kann, fehlt es schon an den
tatbestandlichen Voraussetzungen der Norm. Es kann nicht
positiv festgestellt werden, dass sich die Klagerin in dem hier
streitigen Zeitraum allein zur Arbeitssuche in der Bundesrepublik
Deutschland aufgehalten hat. Aufgrund der Vorwirkungen der
Geburt ihres Kindes bestand bereits vor dem hier streitigen
Zeitraum ein anderer Aufenthaltszweck als der vom LSG
ausschlieldlich fur moglich gehaltene Aufenthaltszweck der
Arbeitsuche.
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http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&nr=12972

Fall

Frau H. ist bulgarische Staatsangehorige. Sie hat als
selbststandige Prostituierte gearbeitet, ist nun
schwanger und steht kurz vor der Entbindung. Sie
beabsichtigt, ihr Kind nach der Geburt zur Adoption
freizugeben. Sie kann nun nicht mehr arbeiten, verfugt
uber keine Krankenversicherung und keinerleli
Existenzsicherung.
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,ES kann insoweit dahinstehen, ob der Leistungsausschluss des §
Abs. 1 S. 2 Nr. 2 SGB Il mit dem Gemeinschaftsrecht der
Europaischen Union vereinbar ist, well sich die Antragstellerin nicht
vorrangig zur Arbeitssuche, sondern zur Ausubung der Prostitution
bzw. aktuell zur Entbindung und nachfolgenden Vermittlung des
Kindes zur Adoption in Deutschland aufhalt. (...) (Daher) geht der
Senat davon aus, dass bei der Antragstellerin ebenfalls ein
Aufenthaltsrecht nach § 7 Abs.1 Satz 2 AufenthG bestehen kann.
lhre Grundrechte sowie die Grundrechte des ungeborenen Kindes
rechtfertigen es, vorlaufige Regelleistungen zu gewahren, auch um
damit den insbesondere bei einer Risikoschwangerschaft
erforderlichen Krankenversicherungsschutz zu gewahrleisten.”
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=171878&s0=unionsb%FCrger&s1=&s2=&words=&sensitive=
https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=171878&s0=unionsb%FCrger&s1=&s2=&words=&sensitive=
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https://sozialgerichtsbarkeit.de/sgb/esgb/show.php?modul=esgb&id=171878&s0=unionsb%FCrger&s1=&s2=&words=&sensitive=
http://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
http://dejure.org/gesetze/AufenthG/7.html

Eine 24jahrige Frau aus Bulgarien, ist zu ihrer Mutter in
Deutschland nachgezogen, um hier Arbeit zu suchen.
Die Mutter, die bereits seit sieben Jahren in
Deutschland lebt, ist ebenfalls bulgarische
Staatsangehorige. Die Tochter wohnt bei ihr und erhalt
von ihr auch einen Teil des Lebensunterhalts,
allerdings reicht dieser nicht zur vollstandigen
Bestreitung des Lebensunterhalts.

Hat die Tochter Anspruch auf Leistungen?
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Fall

= Was ware, wenn die Mutter mittlerweile die deutsche
Staatsangehorigkeit angenommen hatte?
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Fall

= Was ware, wenn die Tochter nicht mehr beil der Mutter
wohnt, sondern in einer eigenen Wohnung?

49



Fall

, 25.1.2012:

Dieses vom Zweck der Arbeitsuche unabhangige
Aufenthaltsrecht hat die Klagerin zu 1 nicht wieder
verloren. Aus den Worten "begleiten” bzw "nachziehen’
in § 3 Abs 1 bzw § 4 FreizugG/EU kann nicht der
Schluss gezogen werden, dass - wie das SG meint -
das Aufenthaltsrecht als Familienangehoriger nur
besteht, wenn der freizugigkeitsberechtigte
Unionsburger, hier die Eltern bzw. der Vater, und der
begleitende Familienangehorige auf Dauer in einer
gemeinsamen Wohnung wohnen
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http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&nr=12487

Fall

Herr H. ist niederlandischer Staatsburger. Er hat seit
sechs Jahren in Deutschland auf der Stralde gelebt und
vom Pfandflaschensammeln und Betteln seinen
Lebensunterhalt bestritten. Er war durchgehend in der
Wohnung eines Freundes angemeldet.

Nun fragt er ob er Leistungen vom Jobcenter erhalten
kann und ob die Auslanderbehorde dann seinen
Aufenthalt beenden kann.
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Ausschluss beim Zweck der Arbeitsuche
L

Der Ausschluss gilt nicht fur:

N2 2 2 N 20 2N 2

Arbeithnehmer
Selbststandige

Arbeitnehmer und Selbststandige, die ihre Erwerbstatigkeit
unfreiwillig verloren haben

Unionsburger, die ein Aufenthaltsrecht als Familienangehorige
besitzen (vgl. BSG, B 14 AS 138/11)

Unionsburger und ihre Familienangehorigen spatestens nach
einem funfjahrigen Aufenthalt

Familienangehorige von Deutschen

Schwangere, deren Kind bei Geburt die deutsche
Staatsburgerschaft haben wird (BSG, B 4 AS 54/12 R)

Personen mit einem Aufenthaltstitel nach dem AufenthG (aulder
§ 16 Abs. 4, § 17 Abs. 3 und § 18c AufenthG)



http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&nr=12487
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&nr=12972
http://juris.bundessozialgericht.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bsg&Art=en&nr=12972

- Der Leistungsausschluss fur
Unionsburger _innen ist in dieser
Form nicht haltbar.

- Er widerspricht dem Grundgesetz,
Ist mit Europarecht nur schwer zu
vereinbaren und verhindert
Integration und Teilhabe.



RechtmalBigkeit des Leistungsausschlusses
e

- Der Ausschluss von Unionsburgern, die ein
Aufenthaltsrecht nur zur Arbeitsuche besitzen, ist
juristisch sehr umstritten.

- Streitpunkte sind insbesondere die Vereinbarkeit
mit:

- Art. 1 GGi.V. m. Art. 20 GG — Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts

Art. 24 Abs. 2 UnionsRL - Unionsburgerrichtlinie

Art. 4 VO (EG) 883/2004 — Verordnung zur
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit

Vo



https://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/ls20120718_1bvl001010.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/ls20120718_1bvl001010.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/ls20120718_1bvl001010.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/ls20120718_1bvl001010.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/ls20120718_1bvl001010.html
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/gesetzetexte/Unionsbuergerrichtlinie.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/gesetzetexte/Unionsbuergerrichtlinie.pdf
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/gesetzetexte/Unionsbuergerrichtlinie.pdf
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2004:166:0001:0123:de:PDF

Hartz IV?
In ungefahr zehn Schritten zur
Sicherung des Existenzminimums



1. Antrag stellen

,Die Antragsformulare sind unabhangig von der ortlichen Zustandigkeit
des Leistungstragers auf Verlangen auszuhandigen.”

,2Wird ein Antrag postalisch oder telefonisch gestellt, ist dem Antragsteller
unverzuglich ein Antragsvordruck zur Klarung der
Anspruchsvoraussetzungen zu ubersenden.”

,Uber jeden Antrag ist zu entscheiden, unabhangig von der Abgabe der
Antragsunterlagen.”

,7Auch bei berechtigten Zweifeln am Vorliegen der
Anspruchsvoraussetzungen (z. B. Hilfebedurftigkeit) ist der Antrag als
solcher zu behandeln und zu bescheiden.”

,Der Verweis auf vorrangige Leistungen entbindet nicht von der Pflicht,
uber den Antrag zu entscheiden.”

,2Der bei einem unzustandigen Leistungstrager gestellte Antrag ist gemal} § 16
Abs. 2 SGB | unverzuglich an den zustandigen Trager weiterzuleiten.”

Bundesagentur fur Arbeit: 56


http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdk1/~edisp/l6019022dstbai377987.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI377990
http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdk1/~edisp/l6019022dstbai377987.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI377990
http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdk1/~edisp/l6019022dstbai377987.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI377990
http://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mdk1/~edisp/l6019022dstbai377987.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI377990

1. Antrag stellen

§ 43 Abs. 1 SGB |

,Besteht ein Anspruch auf Sozialleistungen und ist zwischen
mehreren Leistungstragern streitig, wer zur Leistung verpflichtet ist,
kann der unter ihnen zuerst angegangene Leistungstrager vorlaufig
Leistungen erbringen, deren Umfang er nach pflichtgemalien
Ermessen bestimmt. Er hat Leistungen nach Satz 1 zu erbringen,
wenn der Berechtigte es beantragt; die vorlaufigen Leistungen
beginnen spatestens nach Ablauf eines Kalendermonats nach
Eingang des Antrags.”
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2. Sprachprobleme?

= Bundesagentur fur Arbeit:
HEGA 05/11 - 08 - Inanspruchnahme von Dolmetscher- und
Ubersetzungsdiensten sowie Regelungen fiir den Einsatz und die
Verwendung von Dienstausweisen

= Im Rahmen der Freizugigkeit innerhalb der Europaischen Union konnen
Arbeitnenmer/innen in jedem Mitgliedsland eine Beschaftigung ohne
Beschrankung aufnehmen. Damit nehmen auch Kunden/Kundinnen ohne
ausreichende Deutsch-Kenntnisse die Dienste der BA in Anspruch. Fur
diesen Personenkreis soll jedoch der Zugang zu den Beratungs- und
Sozialleistungen der BA nicht durch Sprachbarrieren erschwert werden.
Daher kénnen Dolmetscher- und Ubersetzungsdienste im erforderlichen
Umfang in Anspruch genommen werden. (...)
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http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf
http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf
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http://ggua.de/fileadmin/downloads/sgb_II/HEGA_05_11-08-2.pdf

2. Sprachprobleme?

Gemal der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europaischen Parlaments
und des Rates zur Koordinierung der Systeme der Sozialen Sicherheit
darf die Bundesagentur fur Arbeit bzw. das jeweilige Jobcenter
diese Kunden/ Kundinnen nicht benachteiligen. Selbst wenn die eben
genannten Moglichkeiten nicht zur Verfugung stehen, besteht dennoch
eine Pflicht Ubersetzungen vorzunehmen und Dolmetscherdienste
anzubieten; dies gilt insbesondere fiir die Ubersetzung der Antrége von
Personen, die nach dieser Verordnung anspruchsberechtigt sind.

Bei Erstkontakten (schriftlich und mundlich) sind notwendige
Ubersetzungen bzw. Dolmetscherdienste in jedem Fall von der BA bzw.
dem jeweiligen Jobcenter zu veranlassen und zu erstatten.

Die Kosten flir Ubersetzungen von Schriftstiicken (...) sowie die Kosten
far entsprechende Dolmetscherdienste werden in allen Fallen (also auch

bei weiteren Kontakten) von Amts wegen tbernommen.”
59



3. Erste drei Monate?

= Leistungsausschluss im SGB |l gilt nicht fur
— Arbeitnehmer oder Selbststandige
— Unfreiwillig arbeitslos Gewordene
— Deren Familienangehorige
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4. Aufenthalt von mehr als drei Monaten?

= Leistungsausschluss im SGB |l gilt nicht fur
— Arbeitnehmer oder Selbststandige
— Unfreiwillig arbeitslos Gewordene
— Deren Familienangehorige
— Nach funfjahrigem Aufenthalt
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5. Was ist mit Arbeitsuchenden?

Der Leistungsanspruch fur Arbeitsuchende ist
umstritten.

Die meisten Sozialgerichte gewahren fur
Arbeitsuchende SGB-lI-Leistungen — insbesondere,
wenn eine Verbindung zum Arbeitsmarkt besteht
(durch fruhere Erwerbstatigkeit oder
nachgewiesene Arbeitsuche).

Wichtig: Die Arbeitsuche gut dokumentieren! Bei
der Arbeitsagentur als arbeitssuchend melden!
Bewerbungen schreiben und aufbewahren!
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6. Was ist mit Nicht-Erwerbstatigen?

Fur Nicht-Erwerbstatige besteht nach dem Wortlaut
des Gesetzes ein Anspruch auf Leistungen!
Dennoch ist dieser Anspruch umstritten.

Nicht Erwerbstatige sind Personen, die keine Arbeit
suchen oder nach einem angemessenen Zeitraum
(sechs Monate) keine Aussicht auf Erfolg mehr
haben.

Bei Nicht Erwerbstatigen kann das
Freizugigkeitsrecht verloren gehen, wenn
Sozialhilfe bezogen wird.
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7. Was ist mit dem Eur. Fursorgeabkommen (EFA)?
L

= Das EFA gilt nicht mehr fur Hartz IV. Aber fur
Sozialhilfe nach dem SGB XIlI!

—Das heil3t: Fur alle Angehorigen der ,alten” EU-Staaten
auBer Osterreich und Finnland, sowie zusatzlich
Estland, Malta, die Turkel, Island und Norwegen besteht
ein Anspruch auf Leistungen nach dem SGB XIlI, wenn
sie ,dem Grunde nach” keinen Anspruch auf SGB ||
haben.

—Das EFA qilt weiterhin fur die Leistungen des SGB XI|
aulder § 671f SGB XII!

—Deshalb: Neben SGB IlI-Antrag auch SGB Xll-Antrag
stellen!
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7. Was ist mit dem Eur. Fursorgeabkommen (EFA)?

Art. 1 EFA:

,Jeder der VertragschlieRenden verpflichtet sich, den
Staatsangehorigen der anderen Vertragschlieldenden, die
sich in irgendeinem Tell seines Gebietes, auf das dieses
Abkommen Anwendung findet, erlaubt aufhalten und nicht
uber ausreichende Mittel verfugen, in gleicher Weise wie
seinen eigenen Staatsangehorigen und unter den
gleichen Bedingungen die Leistungen der sozialen und
Gesundheitsfursorge (im folgenden als "Fursorge”
bezeichnet) zu gewahren, die in der in diesem Teil seines
Gebietes geltenden Gesetzgebung vorgesehen sind.”



8. Was ist, wenn der Hartz-IV-Antrag abgelehnt wird?

L
=  Widerspruch einlegen.

— Und: Eilantrag beim Sozialgericht stellen.
,7Antrag auf Erlass einer Einstweiligen Anordnung” gem. § 86b
Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)

— Im Eilantrag die ,Beiladung” des Sozialamtes (SGB XII)
beantragen

— Falls auch der Widerspruch abgelehnt wird, muss gegen diese
Ablehnung zudem Klage beim Sozialgericht eingelegt werden.

— Mustertext Eilantrag
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../../Eigene Dateien/Dokumente/freizügigkeit/mustertext Eilantrag.docx

9. Was ist, wenn der Eilantrag abgelehnt wird?

= Antrag auf Sozialhilfe nach dem SGB Xl beim
Sozialamt stellen.

= Argument: Fur Personen, die ,,dem Grunde nach*
keinen Anspruch auf SGB Il haben, konnen
durchaus einen Anspruch auf Leistungen nach dem

SGB XIll haben, obwohl sie erwerbsfahig sind (§ 21
SGB Xili)
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Aktuelle Materialien
L

= Artikel: ,,Ritalin fur Horst Seehofer: Verscharfungen im
Freizugigkeitsgesetz* (migazin)

= Arbeitshilfe: ,,Hartz IV fur Unionsburger _innen: Jetzt vorlaufige
Leistungen beantragen!“ (DPWV)

= Rechtsprechungsubersicht zum Leistungsausschluss SGB Il
fur Unionsburger _innen (Projekt Q)

= Abschlussbericht des Staatsekretarsausschusses zu
.Rechtsfragen und Herausforderungen bei der
Inanspruchnahme der sozialen Sicherungssysteme durch
Angehorige der EU-Mitgliedsstaaten*

* Broschure: ,,Ausgeschlossen oder privilegiert? Zur
aufenthalts- und sozialrechtlichen Situation von
Unionsburgern® (DPWYV)
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http://www.migazin.de/2014/09/04/verschaerfungen-freizuegigkeitsgesetz-ritalin-horst-seehofer/
http://www.migazin.de/2014/09/04/verschaerfungen-freizuegigkeitsgesetz-ritalin-horst-seehofer/
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Aktuelle Materialien

= Kindergeld: Vorabentscheidungsersuchen des Bundesfinanzhofs
an den Europaischen Gerichtshof, Entscheidung vom 8.5.2014, 1l
R 17/13 (Pressemitteilung)
(Anmerkung: In diesem Verfahren geht es um getrennt lebende
Eltern, von denen einer in Deutschland, der andere mit dem Kind
Im EU-Ausland lebt. Die gleiche Frage stellt sich aber, wenn das
Kind etwa bei den Grol3eltern im EU-Ausland leben wirde.)

= Arbeitshilfe: Aufenthaltsrecht und Zugang zum Arbeitsmarkt in
Deutschland fur Drittstaatsangehorige mit Erlaubnis zum

Daueraufenthalt-EU in einem anderen Mitgliedstaat (IQ Netzwerk
Niedersachsen)

= Handreichung: Unionsburgerinnen und Unionsburger in
Deutschland: Freizugigkeitsrecht und Anspruch auf
Sozialleistungen (Diakonie, November 2014) 69
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Aktuelle Materialien
L

* Rundschreiben: ,,Rechtslage zum
Krankenversicherungsschutz von EU-Burgern‘ (GKV-
Spitzenverband)

= Stellungnahme und Erlauterungen zum Krankenkassen-
Rundschreiben (Projekt Q)

= Neue Dienstanweisungen zum Kindergeld inkl. Anderungen fiir
EU-Burger (Bundeszentralamt fur Steuern)

* Broschure: Schutzlos oder gleichgestellt? Der Zugang zum
Gesundheitssystem fur Unionsburger und ihre
Familienangehorigen. (DPWV 2014)
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Aktuelle Materialien

= Rechtsmittel gegen Ablehnung von ALG Il fur Unionsburger -
deutscher Vorbehalt gegen das EFA wirkungslos (Fluchtlingsrat
Berlin 2013)

= Handreichung zu Anspriichen auf Hilfe zur Uberwindung
besonderer sozialer Schwierigkeiten nach §§ 67 ff. SGB Xll von
Personen ohne deutsche Staatsangehorigkeit (BAG
Wohnungslosenhilfe 2013)

= Sozialrecht Justament“: Der SGB IlI-Ausschluss von neu
zugewanderten EU-Burgerinnen

= Artikel: ,Heimfahrkarte statt Einweisung in
Obdachlosenunterkunft nicht zulassig® (jurion)

= Sozialrecht Justament”: EuGH-Urteil ,Dano” vom 11.11.2014 —und
nun?
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